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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. Erbrecht: Auskunftsanspruch des Pflichtteilsberechtigten nach Ausschlagung 
seines Erbteils 
Urteil vom 30.11.2022, Az: IV ZR 60/22  

2. Wiedereinsetzung: Kein Anwaltsverschulden bei einer zweistufigen Ausgangs-
kontrolle fristgebundener Schriftsätze 
Beschluss vom 22.11.2022, Az: XI ZB 13/22  

3. Vorsorgevollmacht: Ohne besondere Vereinbarung besteht keine Pflicht zur 
persönlichen Betreuung des Vollmachtgebers 
Beschluss vom 16.11.2022, Az: XII ZB 212/22  

4. Mietrecht: Betriebsbeschränkung durch COVID-19-Pandemie führt nicht zu 
einem Mangel der Mietsache 
Urteil vom 23.11.2022, Az: XII ZR 96/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Erbrecht: Auskunftsanspruch des Pflichtteilsberechtigten nach Ausschlagung sei-

nes Erbteils 
Urteil vom 30.11.2022, Az: IV ZR 60/22 
Einem Pflichtteilsberechtigten steht auch nach Ausschlagung seines Erbteils gemäß § 
2306 Abs. 1 BGB ein Auskunftsanspruch gemäß § 2314 Abs. 1 BGB zu. 
 

  

2. Wiedereinsetzung: Kein Anwaltsverschulden bei einer zweistufigen Ausgangskon-
trolle fristgebundener Schriftsätze 
Beschluss vom 22.11.2022, Az: XI ZB 13/22 
Ein Organisationsverschulden des Prozessbevollmächtigten auf der ersten Stufe der 
Ausgangskontrolle fristgebundener Schriftsätze (hier: fehlerhafte Streichung der Beru-
fungsbegründungsfrist im Fristenkalender) steht einer Wiedereinsetzung ausnahms-
weise dann nicht entgegen, wenn im Rahmen der Büroorganisation durch eine allge-
meine Arbeitsanweisung Vorsorge dafür getroffen wurde, dass auf der zweiten Stufe 
der Ausgangskontrolle bei normalem Verlauf der Dinge die Frist mit Sicherheit ge-
wahrt worden wäre. Versagt diese Kontrolle, ist ein Rückgriff auf ein Anwaltsver-
schulden auf der ersten Stufe der Ausgangskontrolle ausgeschlossen. 
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3. Vorsorgevollmacht: Ohne besondere Vereinbarung besteht keine Pflicht zur per-
sönlichen Betreuung des Vollmachtgebers 
Beschluss vom 16.11.2022, Az: XII ZB 212/22 
Soweit in einer Vorsorgevollmacht keine anderweitigen Regelungen enthalten sind, 
berechtigt die Vorsorgevollmacht den Bevollmächtigten nur zur rechtlichen Vertre-
tung, verpflichtet aber nicht zur persönlichen Betreuung des Vollmachtgebers. Der 
Vorsorgebevollmächtigte hat nur die notwendigen tatsächlichen Hilfen zu besorgen, 
nicht jedoch selbst zu leisten. 
 

  

4. Mietrecht: Betriebsbeschränkung durch COVID-19-Pandemie führt nicht zu ei-
nem Mangel der Mietsache 
Urteil vom 23.11.2022, Az: XII ZR 96/21 
a) Die durch die COVID-19-Pandemie bedingten Betriebsbeschränkungen eines Fri-
seur- und Kosmetikbetriebsgeschäfts führen nicht zu einem Mangel der Mietsache im 
Sinne von § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB. Dem Vermieter wird dadurch die vertraglich ge-
schuldete Leistung zur Überlassung und Erhaltung der Mietsache in einem zum ver-
tragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand auch nicht ganz oder teilweise unmöglich 
(im Anschluss an Senatsurteil BGHZ 232, 178 = NJW 2022, 1370). 
 
b) Im Fall von Betriebsbeschränkungen, die auf einer hoheitlichen Maßnahme zur Be-
kämpfung der COVID-19-Pandemie beruhen, kommt grundsätzlich ein Anspruch des 
Mieters von gewerblich genutzten Räumen auf Anpassung der Miete wegen Störung 
der Geschäftsgrundlage gemäß § 313 Abs. 1 BGB in Betracht (im Anschluss an Se-
natsurteil BGHZ 232, 178 = NJW 2022, 1370). 
 
c) Bei der Prüfung des normativen Tatbestandsmerkmals des § 313 Abs. 1 BGB ist 
entscheidend, ob die Folgen der Störung der Geschäftsgrundlage den Mieter so erheb-
lich belasten, dass ein Festhalten an der vereinbarten Regelung für ihn zu einem nicht 
mehr tragbaren Ergebnis führt. Um dies beurteilen zu können, ist eine Gesamtbetrach-
tung der wirtschaftlichen Situation des Mieters erforderlich (im Anschluss an Senats-
urteil von 13. Juli 2022 - XII ZR 75/21 - NJW-RR 2022, 1303). BGH, Urteil vom 23. 
November 2022 - XII ZR 96/21 - OLG Frankfurt am Main LG Frankfurt am Main 
  
 
  

 

 


